
Verfassung

Artikel 21
Zur Sicherung der Lebensgrundlagen und zur Steigerung des 

Wohlstandes seiner Bürger stellt der Staat durch die gesetzgeben­
den Organe, unter unmittelbarer Mitwirkung seiner Bürger, den 
öffentlichen Wirtschaftsplan auf. Die Überwachung seiner Durch­
führung ist Aufgabe der Volksvertretungen.

Artikel 22
Das Eigentum wird von der Verfassung gewährleistet. Sein 

Inhalt und seine Schranken ergeben sich aus den Gesetzen und 
den sozialen Pflichten gegenüber der Gemeinschaft.

Das Erbrecht wird nach Maßgabe des bürgerlichen Rechts ge­
währleistet. Der Anteil des Staates am Erbe wird durch Gesetz 
bestimmt.

Die geistige Arbeit, das Recht der Urheber, der Erfinder und 
der Künstler genießen den Schutz, die Förderung und die Für­
sorge der Republik.

Artikel 23
Beschränkungen des Eigentums und Enteignungen können nur 

zum Wohle der Allgemeinheit und auf gesetzlicher Grundlage 
vorgenommen werden. Sie erfolgen gegen angemessene Entschä­
digung, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt. Wegen der 
Höhe der Entschädigung ist im Streitfall der Rechtsweg bei den 
ordentlichen Gerichten offenzuhalten, soweit ein Gesetz nichts 
anderes bestimmt.

Artikel 24
Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch darf dem Gemeinwohl 

nicht zuwiderlaufen.
Der Mißbrauch des Eigentums durch Begründung wirtschaft­

licher Machtstellung zum Schaden des Gemeinwohls hat die ent­
schädigungslose Enteignung und Überführung in das Eigentum 
des Volkes zur Folge.

Die Betriebe der Kriegsverbrecher und aktiven Nationalsozia­
listen sind enteignet und gehen in Volkseigentum über. Das 
gleiche gilt für private Unternehmungen, die sich in den Dienst 
einer Kriegspolitik stellen.

Alle privaten Monopolorganisationen, wie Kartelle, Syndikate, 
Konzerne, Trusts und ähnliche auf Gewinnsteigerung durch Pro­
duktions-, Preis- und Absatzregelung gerichtete private Organi­
sationen, sind aufgehoben und verboten.
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